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AMTLICHER TEIL
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Tierseuchenallgemeinverfügung 
des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa 

zur Festlegung eines gefährdeten Gebietes und 
eines Kerngebietes zum Schutz gegen die 

Afrikanische Schweinepest bei Wildschweinen

Die Bekanntmachung dieser Allgemeinverfügung erfolgt in der Lausitzer Rundschau am
21.09.2020 und tritt einen Tag nach der Bekanntgabe am 22.09.2020 in Kraft.

Auf Grund des amtlich festgestellten Ausbruches der Afrikanischen Schweinepest bei Wild-
schweinen im Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa wird gemäß § 14 d Abs. 2
der Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische Schweinepest
(Schweinepest-Verordnung) nachfolgend angeordnet und bekannt gegeben:

Es wird ein gefährdetes Gebiet festgelegt.
Es sind folgende Gemarkungen im Gefährdeten Gebiet betroffen:
Atterwasch, Bärenklau, Drewitz, Grabko, Grano, Groß Gastrose, Guben, Bresinchen,
 Deulowitz, Schlagsdorf, Kerkwitz, Krayne, Lübbinchen, Pinnow, Reicherskreuz, Schenken-
döbern, Staakow, Tauer, Schönhöhe, Preilack, Peitz und Jänschwalde

Im gefährdeten Gebiet wird ein Kerngebiet festgelegt.
Das Kerngebiet umfasst Teile der Gemarkungen Sembten, Groß Drewitz, Lauschütz und
ist wie folgt (vor Ort ersichtlich durch einen elektrischen Wildschweinabwehrzaun) einge-
grenzt:

Beginnend von der Kreisgrenze zum Landkreis Oder Spree an der B112 Ortsumgehung
Guben nach Südwesten ausgehend

- parallel zur Bundesstraße auf einem Wirtschaftsweg bis zur Kreisstraße K 7147,
- die Kreisstraße vor der Brücke querend (welche die Bundesstraße überquert),
- den Wirtschaftsweg nach Südosten bis zurück zur Bundesstraße folgend,
- ca. 230 m nach Süden parallel zur Bundesstraße bis zum Weg am Waldrand verlaufend,
- am Waldrand abbiegend nach Westen – diesem Weg für ca. 3 km bis zur L 46 „Lauschüt-

zer Mühle“ folgend,
- anschließend Richtung Norden abbiegend in Richtung Groß Drewitz auf der K 7146 bis

Groß Drewitz,
- die Ortslage Groß Drewitz nach Norden passierend,
- am Ortsausgang auf dem Henzendorfer Weg nach Norden für 1 km bis zum Abzweig

 Göhlen Vorwerk folgend,
- ab dem Abzweig Göhlen Vorwerk nach Norden ca. 900 m bis zur Zufahrt Göhlen Vorwerk,
- abbiegend nach Osten bis Göhlen Vorwerk,
- in nördlicher Richtung ca. 1,4 km bis zur Landkreisgrenze zum Landkreis Oder Spree.

Das gefährdete Gebiet umschließend wird eine Pufferzone festgelegt. Diese umfasst für
den Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa und der Stadt Cottbus folgende
 Gemarkungen:

In der Stadt Cottbus:
Dissenchen, Döbbrick, Merzdorf, Saspow, Schmellwitz, Sielow, Willmersdorf

Im Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa:
Bärenbrück, Bohrau, Briesen, Briesnig, Dissen, Drachhausen, Drehnow, Fehrow, Forst
(Lausitz) , Gosda , Grießen , Grötsch , Groß Bademeusel,  Groß Jamno , Groß Schacks-
dorf, Haasow, Heinersbrück,  Horno,  Jämlitz, Jerischke , Kathlow, Klein Bademeusel, Klein
Düben , Klein Jamno,  Maust, Mulknitz, Naundorf, Neuendorf, Schmogrow, Striesow,
Tschernitz , Turnow, Weißagk

Für das gefährdete Gebiet - hierzu zählt auch das Kerngebiet - ordne ich vorläufig Folgen-
des an: 
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1. Es gilt ein vorläufiges Jagdverbot für alle Tierarten. Jagden als Mittel der
Tierseuchenbekämpfung erfolgen nur unter Anordnung des Amtstierarz-
tes des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa in Abstimmung
mit der Unteren Jagdbehörde.

2. Es ist eine verstärkte Fallwildsuche durchzuführen. Die Suche durch an-
dere Personen und geeignete Hilfsmittel ist zu dulden. Die Kadaversuche
erfolgt auch durch Einsatz von Hunden und Hundeführern/Hundeführe-
rinnen und ist von den Jagdausübungsberechtigten zu unterstützen und
zu dulden.

3. Jedes verendet aufgefundene Wildschwein ist unverzüglich unter Angabe
des Fundortes (GPS-Daten) dem zuständigen Veterinäramt anzuzeigen.
Die Kennzeichnung, Probenahme, Bergung und unschädliche Beseiti-
gung ist ausschließlich durch geschultes und autorisiertes Personal
durchzuführen.

4. Hunde und Gegenstände (auch Fahrzeuge), die bei Maßnahmen der
Seuchenbekämpfung (z. B. der Fallwildsuche) verwendet werden, sind
zu reinigen und mit einem gegen das ASP-Virus wirksamen Desinfek-
tionsmittel gründlich zu behandeln. Personen, die mit Wildschweinen oder
mit Teilen von Wildschweinen in Berührung gekommen sind, haben sich
ebenfalls gründlich zu reinigen und mit einem wirksamen Mittel zu desin-
fizieren.

5. Jede Person ist verpflichtet dafür zu sorgen, dass ihrer Aufsicht unterste-
henden Hunde, im gefährdeten Gebiet nicht frei herumlaufen (Leinen-
zwang).

6. Die Nutzung land- und forstwirtschaftlicher Flächen ist gegenwärtig unter-
sagt. Ausgenommen hiervon sind Weidehaltungen.

7. Veranstaltungen mit Schweinen sind verboten.

8. Auf landwirtschaftlichen Flächen sind nach Anordnung des Amtstier arztes
durch den Landwirt Jagdschneisen/Brachflächen anzulegen.

Maßnahmen, die Kraft Gesetz im gefährdeten Gebiet gelten:

9. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen aus dem gefährdeten
 Gebiet ist untersagt.

10. Das Verbringen von frischem Wildschweinfleisch und Wildschwein-
fleischerzeugnissen, die von Wildschweinen gewonnen wurden, welche
aus dem gefährdeten Gebiet stammen, ist verboten.

11. Tierische Nebenprodukte von Wildschweinen aus dem gefährdeten
 Gebiet dürfen nicht innergemeinschaftlich verbracht oder ausgeführt
werden.

12. Schweinehalter haben
a.) unverzüglich die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer

Nutzungsart und ihres Standorts und verendete oder erkrankte, insbe-
sondere fieberhaft erkrankte Schweine beim Fachbereich Landwirt-
schaft, Veterinär- und Lebensmittelüberwachung anzuzeigen, 

b.) verendete und erkrankte Schweine, bei denen der Verdacht auf Afrikani-
sche Schweinepest nicht ausgeschlossen werden kann, unverzüglich
auf das Virus der Afrikanische Schweinepest untersuchen zu lassen,

c.) die Schweine so abzusondern, dass sie nicht mit Wildschweinen in
 Berührung kommen können, (Entzug der Genehmigungen für Freiland-
haltungen, Verbot von Auslaufhaltungen),

d.) Futter, Einstreu und sonstige Gegenstände, mit denen Schweine in
 Berührung kommen können, für Wildschweine unzugänglich aufzube-
wahren,

e.) geeignete Desinfektionsmöglichkeiten an den Ein- und Ausgängen der
Ställe oder sonstigen Standorte einzurichten,

f.) sicherzustellen, dass Hunde das Betriebsgelände nur unter Aufsicht
 verlassen.

13. Es ist verboten Schweine auf öffentlichen oder privaten Straßen oder
Wegen, ausgenommen auf betrieblichen Wegen, zu treiben.

14. Es ist verboten, Gras, Heu und Stroh, welches im gefährdeten Gebiet
gewonnen wurde, zur Verfütterung an oder als Einstreu oder Beschäfti-
gungsmaterial für Schweine zu verwenden. Hiervon unberührt bleibt
Heu, Gras, Stroh, das früher als sechs Monate vor der Festlegung des
gefährdeten Gebietes gewonnen wurde oder vor der Verwendung
 mindestens sechs Monate vor Wildschweinen geschützt gelagert bzw.

mindestens 30 Minuten einer Hitzebehandlung bei mindestens 70 °C
unterzogen wurde.

15. Schweine dürfen in oder aus einem Betrieb, der in einem gefährdeten
Gebiet gelegen ist, nicht verbracht werden. Mögliche Ausnahmen sind
bei der zuständigen Veterinärbehörde zu beantragen.

16. Schweine dürfen aus einem Betrieb, der in einem gefährdeten Gebiet
gelegen ist, in eine Schlachtstätte, die in einem gefährdeten Gebiet
 gelegen ist, nicht verbracht werden. Ausnahmen sind bei der zuständi-
gen Behörde schriftlich zu beantragen.

17. Das innergemeinschaftliche Verbringen und die Ausfuhr von frischem
Schweinefleisch-, Schweinefleischerzeugnissen, Sperma, Eizellen,
 Embryonen, tierischen Nebenprodukten und Folgeprodukten von
Schweinen, die in einem Betrieb im gefährdeten Gebiet gehalten  worden
sind, sind untersagt. Ausnahmen sind bei der zuständigen Behörde zu
beantragen.

18. Personen, die mit Wildschweinen in Berührung gekommen sind, haben
sich gründlich zu reinigen und mit einem wirksamen Mittel zu desinfizie-
ren.

19. Erlegte oder verendet aufgefundene Wildschweine oder deren Teile so-
wie Gegenstände, mit denen Wildschweine in Berührung gekommen
sind, dürfen nicht in einen Betrieb verbracht werden.

Für das Kerngebiet ordne ich über die Anordnungen für das gefährdete
 Gebiet hinaus vorläufig Folgendes an:

20. Das Betreten des Waldes und der offenen Landschaft wird untersagt

Für die Pufferzone ordne ich vorläufig Folgendes an:

21. Schweinehalter haben unverzüglich:
a) die Anzahl der gehaltenen Schweine unter Angabe ihrer Nutzungsart und

ihres Standortes zu melden,
b) die Schweine so abzusondern, dass sie nicht mit Wildschweinen in

 Berührung kommen können,  (Entzug der Genehmigungen für Freiland-
haltungen, Verbot von Auslaufhaltungen),

c.) verendete und erkrankte Schweine, bei denen der Verdacht auf Afrikani-
sche Schweinepest nicht ausgeschlossen werden kann, unverzüglich
auf das Virus der Afrikanische Schweinepest untersuchen zu lassen,

d.) Futter, Einstreu und sonstige Gegenstände, mit denen Schweine in
 Berührung kommen können, für Wildschweine unzugänglich aufzube-
wahren,

e.) geeignete Desinfektionsmöglichkeiten an den Ein- und Ausgängen der
Ställe oder sonstigen Standorte einzurichten,

f.) sicherzustellen, dass Hunde das Betriebsgelände nur unter Aufsicht ver-
lassen.

22. Jagdausübungsberechtigte haben eine verstärkte Fallwildsuche durch-
zuführen. Die Suche durch andere Personen ist zu dulden.

23. Der Aufbruch jedes erlegten Wildschweins ist in einem Verarbeitungs-
betrieb für Material der Kategorie 1 nach Art. 24 Abs. 1 a der VO (EG)
Nr. 1069/2009 unschädlich zu beseitigen. Die unschädliche Beseitigung
ist durch Abgabe des Aufbruchs jedes erlegten Wildschweins in hierfür
vorgesehenen Kadavertonnen an festgelegten Standorten zu erfolgen.

24. Bewegungsjagden sind verboten.  Erntejagden sowie Einzel- und Grup-
penansitzjagden sind von diesem Verbot ausgenommen.

25. Hunde und Gegenstände (auch Fahrzeuge), die bei jagdlichen Maßnah-
men verwendet wurden, sind zu reinigen und mit einem gegen das ASP-
Virus wirksamen Desinfektionsmittel gründlich zu behandeln. Bei Hun-
den hat dies durch ihren Halter und im Falle der Gegenstände durch
den Jagdausübungsberechtigten zu erfolgen. Personen, die mit Wild-
schweinen oder mit Teilen von Wildschweinen in Berührung gekommen
sind, haben sich ebenfalls gründlich zu reinigen und mit einem wirksa-
men Mittel zu desinfizieren.

26. Erlegte oder verendet aufgefundene Wildschweine oder deren Teile so-
wie Gegenstände, mit denen Wildschweine in Berührung gekommen
sein können, dürfen in einen Betrieb nicht verbracht werden.

27. Gras, Heu und Stroh, welches im gefährdeten Gebiet gewonnen wor-
den ist, darf nicht zur Verfütterung an oder als Einstreu oder Beschäfti-
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gungsmaterial für Schweine verwendet werden. Hiervon unberührt bleibt
Heu, Gras, Stroh, das früher als sechs Monate vor der Festlegung der
Pufferzone gewonnen wurde oder vor der Verwendung mindestens
sechs Monate vor Wildschweinen geschützt gelagert oder mindestens
30 Minuten einer Hitzebehandlung bei mindestens 70 °C unterzogen
wurde.

28. Auf öffentlichen oder privaten Straßen oder Wegen, ausgenommen auf
betrieblichen Wegen, dürfen Schweine nicht getrieben werden.

Maßnahmen, die Kraft Gesetz in der Pufferzone gelten:

29. Jedes verendet aufgefundene Wildschwein ist unter Angabe des Fund-
ortes (GPS-Daten) dem Veterinäramt anzuzeigen. Die Kennzeichnung,
Probenahme, Bergung und unschädliche Beseitigung ist ausschließlich
durch geschultes und autorisiertes Personal durchzuführen (Anzeige-
pflicht von Fallwild).

30. Jedes erlegte Wildschwein ist unverzüglich mit einer Wildmarke zu kenn-
zeichnen. Es ist ein Begleitschein nach Muster des Wildursprungs-
scheins auszustellen.

31. Von jedem erlegten Wildschwein sind unverzüglich Proben zur virologi-
schen Untersuchung auf Afrikanische Schweinepest zu entnehmen, zu
kennzeichnen und der zuständigen Behörde bzw. einer benannten Stel-
le zuzuführen. Der Jagdausübungsberechtige hat den Tierkörper und
den Aufbruch bis zum Vorliegen des Probenergebnisses in der Puffer-
zone aufzubewahren.

32. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass bei Gesellschaftsjagden das Aufbre-
chen der Tiere und die Sammlung des Aufbruchs zentral an einem Ort
erfolgt.

33. Das Verbringen von lebenden Wildschweinen, frischem Wildschweine-
fleisch, Wildschweinefleischerzeugnissen oder tierischen Nebenproduk-
ten und Folgeprodukten von tierischen Nebenprodukten von Wild-
schweinen aus der Pufferzone ist untersagt.

34. Das innergemeinschaftliche Verbringen und die Ausfuhr von Schwei-
nen, Eizellen und Embryonen aus Betrieben in der Pufferzone sind
untersagt. Ausnahmen sind bei der zuständigen Veterinärbehörde
schriftlich zu beantragen.

Die sofortige Vollziehung der genannten Anordnungen wird gemäß § 80
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) im überwiegend öffent-
lichen Interesse angeordnet.

Im Übrigen folgt die sofortige Vollziehbarkeit aus § 80 Abs. 2 Nr. 3 VwGO in
Verbindung mit § 37 Tiergesundheitsgesetz (TierGesG).

Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Bekanntgabe in Kraft.

Begründung:

Entsprechend § 1 Abs. 4 des Gesetzes zur Ausführung des Tiergesund-
heitsgesetzes (AGTierGesG) ist der Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs
Sprjewja-Nysa die für die Durchführung des TierGesG und der auf Grund
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften zuständige Behörde.

Der Landkreis Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa nimmt seit 01. April
2013 gemäß der öffentlich-rechtlichen  Vereinbarung zwischen dem Land-
kreis und der Stadt Cottbus vom 31.01.2013, veröffentlicht im Amtsblatt für
Brandenburg  vom 06.03.2013, Nr. 9, S. 501, die Aufgaben auf dem Gebiet
der landwirtschaftlichen Produktion und Förderung, des Tierschutzes, der
Lebensmittel-, Futter-mittel- und Handelsklassenüberwachung, der Tierseu-
chenbekämpfung und der Überwachung des Verkehrs mit Tierarzneimitteln
auch für die Stadt Cottbus wahr.

In der Gemarkung Sembten wurde am 10. September 2020 der Ausbruch
der Afrikanischen Schweinepest amtlich festgestellt.

Wird der Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein
amtlich festgestellt, legt die zuständige Behörde ein Gebiet um die Fund-
stelle als gefährdetes Gebiet und hierum ein Gebiet als Pufferzone fest. Die
zuständige Behörde kann ferner einen Teil des gefährdeten Gebietes als
Kerngebiet festlegen, soweit dies zur Tierseuchenbekämpfung erforderlich
ist.

Die Afrikanische Schweinepest ist eine Infektionskrankheit mit sehr unspe-
zifischem klinischen Erscheinungsbild und unterschiedlicher Kontagiosität.
Die aktuell in Europa nachgewiesenen Viren sind in der Regel hochvirulent.
Eine Infektion mit den in Europa kursierenden Viren endet nach aktuellem
Kenntnisstand binnen 7 - 10 Tage mit dem Tod des Tieres. Die Virusaus-
scheidung beginnt bei den betroffenen Schweinen i.d.R. am 2.- 4.Tag nach
der Infektion und kann über längere Zeit- meist bis zum Tod- andauern.

Übertragen wird der Erreger durch direkten Kontakt lebender Tiere unter-
einander, v.a. aber über infizierte Kadaver. Zudem ist eine Infektion über
Fleisch infizierter Schweine  oder Speiseabfälle, aber auch indirekt über
Personen, Fahrzeuge, Futter, Einstreu, sonstige Gegenstände, Zecken oder
Schadnager möglich.

Das Auftreten der Afrikanischen Schweinepest kann auf Grund der klini-
schen Symptome, der Leistungseinbußen und der Tierverluste in betroffe-
nen Betrieben zu großen wirtschaftlichen Schäden führen. Die strengen
Handelsbeschränkungen, die auf Grund des Auftretens der Afrikanischen
Schweinepest jedoch auch für die umliegenden, nicht von der Krankheit be-
troffenen Betriebe verhängt werden, führen zu enormen wirtschaftlichen
Verlusten für die gesamte Region.

Die getroffenen Anordnungen sind erforderlich, geeignet und angemessen
und damit verhältnismäßig, da aufgrund des vorliegenden Sachverhaltes
andere, mildere Maßnahmen nicht ersichtlich bzw. nicht zielführend sind.
Die Anordnungen verfolgen den Zweck, einen möglichen Seuchenherd und
die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest durch derartige Maßregeln
so einzudämmen, dass eine mittel- oder unmittelbare Verschleppung des
Virus bereits zum frühestmöglichen Zeitpunkt vermieden wird und dass die
Seuche aus der vorhandenen Wildschweinpopulation getilgt wird. Aus die-
sem Grund haben die Interessen Einzelner hinter den Interessen der Tier-
seuchenbekämpfung zurückzustehen. 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wurde bei Auswahl der Mittel be-
rücksichtigt. Andere, mildere Maßnahmen waren im Gesamtkontext der Be-
kämpfungsstrategie der Afrikanischen Schweinepest in diesem Gebiet nicht
geeignet und somit nicht anzuordnen.

Die sofortige Vollziehung ist im öffentlichen Interesse anzuordnen, um eine
schnellstmögliche Eindämmung und Bekämpfung der Tierseuche zu ermög-
lichen und die Maßnahmen sofort wirksam werden zu lassen, um hohe wirt-
schaftliche Verluste zu verhindern. Durch den Zeitverzug, der im Falle der
aufschiebenden Wirkung eines eingelegten Widerspruchs auftreten würde,
könnte es zur Weiterverbreitung des Erregers kommen.

Rechtsgrundlagen:

Verordnung zum Schutz gegen die Schweinepest und die Afrikanische
Schweinepest (Schweinepest-Verordnung) in der Bekanntmachung vom 8.
Juli 2020 (BGBl. I S. 1605) geändert durch Verordnung vom 16. Juli 2020
(BGBl. I S. 1700)

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt geändert durch Verordnung vom
19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328)

Gesetz zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen Tiergesund-
heitsgesetzes - TierGesG) in der Fassung vom 21. November 2018 (BGBl.
I S. 1938) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. November 2019 (BGBl. I
S. 1626)

Gesetz zur Ausführung des Tiergesundheitsgesetzes (AGTierGesG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 17.12.2001 (GVBl. I/02 Nr. 2 S.14) zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Januar 2016 (GVBl. I/16 Nr. 5)

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Tierseuchenallgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim
Landrat des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa, Heinrich-
Heine-Str. 1, 03149 Forst (Lausitz) schriftlich oder zur Niederschrift einzule-
gen.

Forst (Lausitz), 18.09.2020

K.Thiele
Stellvertretende Amtstierärztin
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Auf der Grundlage von § 4 Abs. 4 des Gesetzes zur Ausführung des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 18. Dezember 2018 (GVBI. 1 Nr. 38)
und von § 5 Abs. 4 des Ausführungsgesetzes zum Zwölften Buch Sozial -
gesetzbuch vom 3. November 2010 (GVBL 1 Nr. 36) in der Fassung vom
18. Dezember 2018 wird in entsprechender Anwendung von § 5 Abs. 1 Satz 1
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg
(GKG) vom 10. Juli 2014 (GVBl I Nr. 32), geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 15. Oktober 2018 (GVBI. I Nr. 22, zwischen

dem Landkreis Spree-Neiße, Heinrich-Heine-Straße 1, 03149 Forst, 
vertreten durch den Landrat Harald Altekrüger;

- nachfolgend „Mandatsträger" genannt -
und

der kreisfreien Stadt Brandenburg an der Havel, 
Altstädtischer Markt 10, 14770 Brandenburg, 
vertreten durch den Oberbürgermeister Steffen Scheller;

der kreisfreien Stadt Cottbus, 
Neumarkt 5, 03046 Cottbus, 
vertreten durch den Oberbürgermeister Holger Kelch;

der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder), 
Marktplatz 1, 15230 Frankfurt (Oder), 
vertreten durch den Oberbürgermeister René Wilke;

der Landeshauptstadt Potsdam,
Friedrich-Ebert-Straße 79-81, 14469 Potsdam,
vertreten durch den Oberbürgermeister Mike Schubert;

dem Landkreis Bamirn,
Am Markt 1, 16225 Eberswalde,
vertreten durch den Landrat Daniel Kurth;

dem Landkreis Dahme-Spreewald,
Reutergasse  12, 15907 Lübben, 
vertreten durch den Landrat Stephan Loge;

dem Landkreis Elbe-Elster, 
Ludwig-Jahn-Straße  2, 04916 Herzberg, 
vertreten durch den Landrat Christian Heinrich-Jaschinski;

dem Landkreis Havelland, 
Platz der Freiheit 1, 14712 Rathenow, 
vertreten durch den Landrat Roger Lewandowski;

dem Landkreis Märkisch-Oderland,
Puschkinplatz 12, 15306 Seelow, 
vertreten durch den Landrat Gernot Schmidt;

dem Landkreis Oberhavel, 
Adolf-Dechert-Straße 1, 16515 Oranienburg,
vertreten durch den Landrat Ludger Weskamp;

dem Landkreis Oberspreewald-Lausitz,
Dubinaweg 1, 01968 Senftenberg,
vertreten durch den Landrat Siegurd Heinze;

dem Landkreis Oder-Spree,
Rudolf-Breitscheid-Straße 7, 15848 Beeskow,
vertreten durch den Landrat Rolf Lindemann;

dem Landkreis Ostprignitz-Ruppin,
Virchowstraße 14/16, 16816 Neuruppin, 
vertreten durch den Landrat Ralf Reinhardt;

dem Landkreis Potsdam-Mittelmark,
Niemöllerstraße 1, 14806 Belzig,
vertreten durch den Landrat Wolfgang Blasig;

dem Landkreis Prignitz,
Berliner Straße 49, 19348 Perleberg,
vertreten durch den Landrat Torsten Uhe;

dem Landkreis Teltow-Fläming,
Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde,
vertreten durch die Landrätin Kornelia Wehlan;

dem Landkreis Uckermark,
Karl-Marx-Straße 1, 17291 Prenzlau,
vertreten durch die Landrätin Karina Dörk;

- nachfolgend „Mandatierende" genannt - 

folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung getroffen:

Präambel
Die Vertragspartner sind gemäß § 3 Abs. 2 Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölf-
tes Buch - Sozialhilfe - (SGB XII) vom 27. Dezember 2003 (BGBI. I S. 3022)
und gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch (AG-SGB  XII) vom 3. November 2010 (GVBI. I Nr. 36)
örtliche Träger der Sozialhilfe. Nach § 4 AG-SGB XII sind die örtlichen Trä-
ger der Sozialhilfe zuständig für die Leistungen der Sozialhilfe nach § 97
Abs. 3 SGB XII mit Ausnahme der dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe
nach § 5 AG-SGB XII zugewiesenen Aufgaben.

Die Vertragspartner sind auch gemäß § 94 Abs. 1 SGB Sozialgesetzbuch
Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen - (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch - SGB IX) vom 23. Dezember 2016
(BGBI. I S. 3234) und gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AG-SGB IX) vom 18. Dezember 2018
(GVBl I Nr. 38) örtliche Träger der Eingliederungshilfe.

Das für Soziales zuständige Mitglied der Landesregierung kann gemäß § 5
Abs. 4 Satz 1 AG  SGB XII und gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 AG-SGB IX den
Vertragspartnern durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit des überört-
lichen Trägers der Sozialhilfe nach § 5 Abs. 3 AG-SGB XII und  die Zustän-
digkeit des überörtlichen Trägers der Eingliederungshilfe nach § 4 Abs. 3
AG-SGB IX übertragen, wenn alle örtlichen Träger der Sozialhilfe und alle
örtlichen Träger der Eingliederungshilfe die gesetzlichen Voraussetzungen
des § 5 Abs. 4 AG-SGB XII und des § 4 Abs. 4 AG-SGB IX sicherstellen.
Aus diesem Grund wollen die Vertragspartner einen Teil ihrer Aufgaben der
Sozialhilfe und ihrer Aufgaben der Eingliederungshilfe auf der Grundlage
einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nach § 5 Abs. 4 Satz 2 AG-SGB
XII und nach § 4 Abs. 4 AG-SGB IX in entsprechender Anwendung von § 5
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im
Land Brandenburg (GKG) vom 10. Juli 2014 (GVBl I Nr. 32), geändert durch
Artikel 4  des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBI I Nr. 32), geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBI I Nr. 22), gemeinsam
und zentral wahrnehmen. Die gemeinsam wahrzunehmenden Aufgaben
stehen in untrennbarem Zusammenhang mit den hoheitlichen Aufgaben der
örtlichen Träger der Sozialhilfe und der örtlichen Träger der Eingliederungs-
hilfe. Ziel der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung ist es, unter Berück-
sichtigung der örtlichen Besonderheiten zum Wohle der den Landkreisen
und Gemeinden anvertrauten Menschen einheitliche Lebensverhältnisse
zu sichern.

§ 1
Gegenstand der Vereinbarung

(1) Die Vertragspartner nehmen folgende Aufgaben im Bereich der Sozial-
hilfe gemeinsam wahr:
1. Vorbereitung des Abschlusses von Leistungs-,Vergütungs- und Prü-

fungsvereinbarungen nach dem Zehnten Kapitel SGB XII;
2. Vorbereitung der Durchführung von Qualitäts- und Wirtschaftlichkeits-

prüfungen nach dem Zehnten Kapitel SGB XII;
3. Vorbereitung des Abschlusses von Vereinbarungen zur Übernahme

gesondert berechneter Investitionskosten nach § 75 Abs. 5 Satz 3
SGB XII (ab 1. Januar 2020: § 76a Abs. 2 SGB XII);

4. Vorbereitung bei der Mitwirkung bei Abschluss und Kündigung von
Versorgungsverträgen nach § 72 Abs. 2 Satz 1 SGB XI;

5. Vorbereitung des Abschlusses von Pflegesatzvereinbarungen nach
§ 85 Abs. 2 Nr. 2 SGB XI.

6. Erfassung der Daten nach § 17 Abs. 1 AG-SGB XII (ab 1. Januar 2020:
§ 14 AG-SGB XII) und deren Übermittlung an das Landesamt für
 Soziales und Versorgung;

7. Erarbeitung eines gemeinsamen Controllings und Berichtswesens;
8. Sammeln und Vorhalten von statistischen Daten, insbesondere von

Kenn- und Zielzahlen für die Steuerung sowie von Fallzahlen und von
Daten zur Kostenentwicklung;

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
nach § 4 Abs. 4 AG-SGB IX und § 5 Abs. 4 AG-SGB XII in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Satz 1 GKG 
zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben nach dem SGB IX, dem SGB XI und dem SGB XII
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9. Führen eines Einrichtungs- bzw. Angebotsverzeichnisses.
Die Aufgaben nach den Nummern 1 bis 5 werden gem. § 5 Abs. 5 Satz 1
AG-SGB XII unter Mitwirkung des überörtlichen Trägers der Sozialhilfe
wahrgenommen. Bezüglich der Aufgaben nach den Nummern 6 bis 8  erfolgt
eine Abstimmung mit dem überörtlichen Träger der Sozialhilfe.

(2) Die Vertragspartner nehmen folgende Aufgaben im Bereich der Einglie-
derungshilfe gemeinsam wahr:
1. Vorbereitung des Abschlusses von Leistungs- und Vergütungsverein-

barungen nach § 125 SGB IX;
2. Vorbereitung der Durchführung von Qualitäts- und Wirtschaftlichkeits-

prüfungen nach § 128 SGB IX;
3. Erfassung der Daten nach § 15 AG-SGB IX (ab 1. Januar 2020: § 19

AG-SGB IX) und deren Übermittlung an das Landesamt für Soziales
und Versorgung;

4. Erarbeitung eines gemeinsamen Controllings und Berichtswesens;
5. Sammeln und Vorhalten von statistischen Daten, insbesondere von

Kenn- und Zielzahlen für die Steuerung sowie von Fallzahlen und von
Daten zur Kostenentwicklung;

6. Führen eines Einrichtungs- bzw. Angebotsverzeichnisses.

Die Aufgaben nach den Nummern 1 und 2 werden gem. § 4 Abs. 5 Satz 1
AG-SGB IX unter Mitwirkung des überörtlichen Trägers der Eingliederungs-
hilfe wahrgenommen. Bezüglich der Aufgaben nach den Nummern 3 bis 6
erfolgt eine Abstimmung mit dem überörtlichen Träger der Eingliederungs-
hilfe.

(3) Zu den Aufgaben nach den Absätzen 1 und 2 zählen auch die in die Zu-
ständigkeit des Mandatsträgers  fallenden entsprechenden  Aufgaben.

(4) Die gemeinsame Wahrnehmung weiterer, den örtlichen Trägern der So-
zialhilfe und den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe auf der Grund-
lage von Bundes- oder Landesrecht obliegender Aufgaben im Wege ei-
ner Ergänzung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung behalten sich die
Vertragspartner vor.

§ 2
Aufgabenwahrnehmung

(1) Der Mandatsträger verpflichtet sich, die in  § 1 Abs. 1 und 2 genannten
Aufgaben nach dieser Vereinbarung für die Vertragspartner in Zu-
sammenarbeit mit diesen durchzuführen.

(2) Der Mandatsträger verpflichtet sich außerdem, die Vertragspartner in
Verfahren vor der Schiedsstelle und den Sozialgerichten nach § 77 Abs.
1 Satz 2 und Satz 3 SGB XII (ab 1. Januar 2020: § 77 Abs. 2 SGB XII),
nach § 126 Abs. 2 SGB IX sowie nach § 85 Abs. 5 SGB XI durch schrift-
liche und mündliche Stellungnahmen sowie durch Beistand in den Ver-
handlungen zu unterstützen, soweit die Verfahrensordnungen dies zu-
lassen.

(3) Diese Vereinbarung lässt die Rechte und Pflichten der Vertragspartner
als örtliche Träger der Sozialhilfe und als örtliche Träger der Eingliede-
rungshilfe unberührt. Insbesondere sind die Mandatierenden verpflich-
tet, die folgenden Aufgaben, die mit den übertragenen Aufgaben in un-
mittelbarem Zusammenhang stehen, eigenständig wahrzunehmen und
hierfür ausreichend Fachpersonal vorzuhalten:
1. Prüfung und Bestätigung der von dem Mandatsträger ausgehandelten

Kostensätze sowie Mitwirkung bei den Kostensatzverhandlungen, so-
weit  dies unter Berücksichtigung spezifischer örtlicher Gegebenhei-
ten erforderlich ist;

2. Vertragsabschlüsse mit den einzelnen Leistungserbringern, Einrich-
tungen und Diensten;

3. Einzelfallbearbeitung einschließlich Durchführung von Gesamtplan-
konferenzen;

4. Umsetzung des Controllings und Berichtswesens auf örtlicher Ebene,
5. Kostensatzverhandlungen und Vertragsabschlüsse im ambulanten Be-

reich nach § 75 Abs. 5 Satz 3 SGB XII (ab 1. Januar 2020: § 76a Abs.
2 SGB XII) und §§ 72 und 89 SGB XI.

(4) Jeder Vertragspartner ist für die Vertragsabschlüsse mit den einzelnen
Leistungserbringern, Einrichtungen und Diensten nach Absatz 3 Num-
mer 2 in seinem Gebiet zuständig. Die Vertragspartner erkennen diese
Vertragsabschlüsse  gegenseitig an.

(5) Kooperationsvereinbarungen im Bereich der Sozialhilfe und im Bereich
der Eingliederungshilfe zwischen einzelnen Vertragspartnern sowie zwi-
schen  diesen  und Dritten werden durch diese Vereinbarung nicht aus-
geschlossen.

§ 3
Durchführung der Vereinbarung

(1) Der Mandatsträger errichtet in seinen Diensträumen eine Serviceeinheit
für die Durchführung der übertragenen Aufgaben.

(2) Der Mandatsträger verpflichtet sich, ausreichend Fachpersonal einzu-
setzen und dessen notwendige Fortbildung sicherzustellen. Besteht Ver-
änderungsbedarf, teilt der Mandatsträger dies jedem Vertragspartner
mit und es erfolgt eine einvernehmliche Anpassung.

(3) Bei der Durchführung der Vereinbarung ist der Mandatsträger nach Maß-
gabe des § 4 an die Mitwirkung der übrigen Vertragspartner gebunden.

§ 4
Ständige Steuerungsgruppe

(1) Die Vertragspartner bilden eine ständige Steuerungsgruppe, in die jeder
Vertragspartner einen Vertreter aus dem Kreis der für Soziales zustän-
digen Beigeordneten, Dezernenten oder Amtsleiter bzw. vergleichbarer
Funktionsebenen entsendet. Die ständige Steuerungsgruppe fasst Be-
schlüsse zu allen wichtigen Angelegenheiten nach § 1 Abs. 1 und 2, § 3
Abs. 2 und § 5 Abs. 1 dieser Vereinbarung.

(2) Beschlüsse der ständigen Steuerungsgruppe bedürfen der Zustimmung
von zwei Dritteln der bei der Beschlussfassung anwesenden Mitglieder.
Jedes Mitglied hat eine Stimme.

Das Nähere regelt eine von der ständigen Steuerungsgruppe zu erlassende
Geschäftsordnung.

§ 5
Kostenverteilung

(1) Der Mandatsträger trägt die für die Einrichtung und Unterhaltung der
Serviceeinheit notwendigen Personal- und Sachkosten.

(2) Die Vertragspartner beteiligen sich anteilig an den in Absatz 1 genann-
ten Personal- und Sachkosten in Form eines Kostenanteils, der nach
dem Anteil des jeweiligen Vertragspartners an der Einwohnerzahl aller
Vertragspartner berechnet wird. Als Einwohnerzahl für die Berechnung
des Kostenanteils gilt die in der amtlichen Statistik erfasste Bevölkerung.

(3) Grundlage für die Ermittlung der Personal- und Sachkosten sind:

1. der Personalbedarf  gemäß § 3 Abs. 2 dieser Vereinbarung;
2. die sich daraus ergebenden Kosten eines Arbeitsplatzes, ermittelt

nach den Vorgaben des jeweils aktuellen KGSt-Berichts unter Berück-
sichtigung:
- der durchschnittlichen anteiligen Personalkosten einschließlich der

Personalnebenausgaben;
- der durchschnittlichen anteiligen Sachkosten eines Büroarbeitsplat-

zes mit Technikunterstützung;
- der durchschnittlichen anteiligen Verwaltungsgemeinkosten;
- der Honorarkosten einschließlich der anteiligen Sachkosten für einen

Nicht-Büroarbeitsplatz.

(4) Der Kostenbeitrag ist jeweils zum 15. Februar, zum 15. Mai, zum 15. Au-
gust und zum 15. November in Form von Abschlägen an den Mandats-
träger zu überweisen. Bis zum 31. März des Folgejahres erstellt der
Mandatsträger eine Spitzabrechnung der Ausgaben und Einnahmen des
Vorjahres. Im Ergebnis der Abrechnung erfolgt eine Erstattung des Man-
datsträgers an die Mandatierenden oder eine Nachzahlung der Manda-
tierenden an den Mandatsträger. Bei der Ermittlung des Kostenanteils
wird die in der amtlichen Statistik zum 31. Dezember des vorvergange-
nen Jahres erfasste Bevölkerung der Vertragspartner zugrunde gelegt.

§ 6
Kündigung

(1) Die Vereinbarung wird auf unbefristete Zeit geschlossen.

(2) Jeder Vertragspartner kann diese Vereinbarung erstmals nach Ablauf
von 3 Jahren zum 30. Juni eines jeden Jahres mit einer Frist von drei
Jahren kündigen.

(3) Die Kündigung eines Mandatierenden hat zur Folge, dass die Zu-
sammenarbeit aller Vertragspartner auf der Grundlage dieser Vereinba-
rung mit Wirksamwerden der Kündigung endet.

(4) Bei Kündigung durch den Mandatsträger oder einen Mandatierenden
verpflichten sich die Vertragspartner, unverzüglich Verhandlungen zur
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Fortführung der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung im Sinne von
§ 5 Abs. 4 AG-SGB XII und § 4 Abs. 4 AG-SGB IX aufzunehmen. Satz 1
gilt entsprechend, wenn andere Umstände dazu führen, dass diese Ver-
einbarung nicht alle nach § 4 Abs. 1 AG-SGB XII und nach § 3 AG-SGB
IX sachlich zuständigen Träger der Sozialhilfe im Land Brandenburg er-
fasst.

(5) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund, zum
Beispiel bei Änderung der gesetzlichen Grundlagen oder im Falle einer
rechtskräftigen Gerichts- oder Kommissionsentscheidung zur Vergabe-
rechtswidrigkeit dieser Vereinbarung, bleibt unberührt.

(6) Die Kündigung bedarf der Schriftform. Sie ist an alle Vertragspartner zu
richten.

§ 7
Genehmigung, Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt an  die Stelle der öffentlich-rechtlichen Verein-
barung nach § 5 Abs. 4 AG-SGB XII in Verbindung mit § 23 Abs. 2 Satz
2 GKG zur gemeinsamen Wahrnehmung von Aufgaben nach dem SGB
XII und dem SGB XI vom 17. März 2011 (ABI. Nr.  15), welche mit In-
krafttreten dieser Vereinbarung endet.

(2) Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der in § 4 Abs. 2 Satz 2 AG-
SGB XII und § 3 Satz 3 AG-SGB IX bestimmten Aufsichtsbehörde. Der
Mandatsträger verpflichtet sich, diese einzuholen.

(3) Die genehmigte Vereinbarung bedarf der öffentlichen Bekanntmachung
der beteiligten Kommunen nach den für ihre Satzungen geltenden Vor-
schriften. Sie tritt am Tag nach der letzten Bekanntmachung  in Kraft.

Ort, Datum, 
Funktionsbezeichnung und Name der Außenvertretungsberechtigten
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Tagesordnung:
Öffentlicher Teil:
1. Begrüßung
2. Feierliche Worte anlässlich des Jubiläums "30 Jahre Deutsche

Einheit" Redner: Superintendent Georg Thimme, Evangelischer
Kirchenkreis Cottbus/Chósebuz

3. Formalien
3.1 Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einberufung der Sitzung

und Beschlussfähigkeit des Kreistages
3.2 Einwendungen gegen die Niederschriften der Sitzungen vom

24.06.2020, 08.07.2020 und 13.08.2020
3.3 Bestellung der Schriftführerin
3.4 Bestätigung der Tagesordnung
4. Bericht des Landrates und Aussprache zum Bericht
5. Anfragen aus dem Kreistag
6. Beratung von Anträgen und Beschlussvorlagen
6.1 Jahresabschluss des Landkreises Spree-Neiße zum 31.12.2016

Vorlage: BV/087/2020
6.2 Jahresabschluss des Landkreises Spree-Neiße zum 31.12.2017

Vorlage: BV/088/2020
6.3 Jahresabschluss 2019 des Eigenbetriebes Abfallwirtschaft des

Landkreises Spree-Neiße
Vorlage: BV/125/2020

6.4 Kreishaus Forst - Teilklimatisierung Haus B - Vergabe von Leis-
tungen gem. VOB nach öffentlicher, nationaler Ausschreibung,
Gewerk Raumlufttechnische Anlagen (Klimaanlage)
Vorlage: BV/141/2020

6.5 Satzung Aufwandsentschädigung Kreisbrandmeister und Füh-
rungskräfte im Brand- und Katastrophenschutz
Vorlage: BV/118/2020

6.6 Gründung des Europäischen Verbundes für Territoriale Zu-
sammenarbeit (EVTZ) "Deutsch-polnischer Geopark Muskauer
Faltenbogen" - Änderung von Übereinkunft und Satzung
Vorlage: BV/136/2020

6.7 Fortschreibung Tourismuskonzept für den Landkreis Spree-Neiße
Referent: Jan-F. Kobernuß, Geschäftsführer der "ift – Freizeit –
und Tourismusberatung GmbH"
Vorlage: BV/119/2020

6.8 Erstattung von Schulkosten an kreisangehörige Schulträger
weiterführender Schulen
Vorlage: BV/134/2020

6.9 Fortschreibung der wirtschaftlichen Leistungen gemäß § 39 SGB
VIII zur Sicherung des Unterhalts bei stationärer Unterbringung in
einer Pflegefamilie gemäß § 33 SGB VIII im Landkreis Spree-Nei-
ße/Wokrejs Sprjewja-Nysa.
Vorlage: BV/121/2020

6.10 Personalkostenförderung für Fachkräfte in der Jugendarbeit/Ju-
gendsozialarbeit, Familienförderung und im Netzwerk Gesunde
Kinder gemäß §§ 11, 13, 16, 74, 79 SGB VIII ab dem Jahr 2021
Vorlage: BV/127/2020

6.11 Nachzahlung zur Kinderkostenpauschale für das Jahr 2020
Vorlage: BV/128/2020

6.12 Bildung und Besetzung eines Ehrenausschusses zur Überprüfung
auf eine mögliche frühere hauptamtliche oder inoffizielle Tätigkeit
für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR
Vorlage: BV/100/2020/1

6.13 Keine Aufnahme ehemaliger Lagerinsassen der griechischen In-
seln vor der türksichen Ägäis-Küste durch den Landkreis Spree-
Neiße
Vorlage: AT/026/2020

6.14 Ausweisung ausreisepflichtiger Personen
Vorlage: AT/027/2020

6.15 Gremienbesetzung
7. Informationsvorlagen und Berichte
7.1 Entwicklungsstrategie Lausitz 2050

Referent: Heiko Jahn, Geschäftsführer der Wirtschaftsregion Lau-
sitz GmbH
Vorlage: IV/048/2020

7.2 Bericht zum Strukturwandel – Aktivitäten des Landkreises und der
Wirtschaftsregion Lausitz GmbH im Strukturwandel
Vorlage: IV/046/2020

7.3 Information über genehmigte über- und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen
Vorlage: IV/041/2020

7.4 Bericht zur Haushaltsdurchführung 2020
Vorlage: IV/043/2020

7.5 Beteiligungsbericht 2019
Vorlage: IV/045/2020

8. Einwohnerfragestunde um 17:00 Uhr anschließend Pause
9. Sonstiges

Nichtöffentlicher Teil:
10. Formalien
10.1 Bestätigung der Tagesordnung
11. Informationen des Landrates und Anfragen aus dem Kreistag
12. Beratung von Anträgen und Beschlussvorlagen
12.1 Bestellung der/des Fachbereichsleiterin/Fachbereichsleiters des

Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamtes
Vorlage: BV/138/2020

12.2 Bestellung des Werkleiters des Eigenbetriebes Abfallwirtschaft
Vorlage: BV/140/2020

12.3 Bestellung des Sachgebietsleiters ADV/TUIV
Vorlage: BV/139/2020

12.4 Bestellung einer Prüfer/-in Betriebswirtschaft im Rechnungs- und
Gemeindeprüfungsamt
Vorlage: BV/126/2020

12.5 Bau Rettungswache Spremberg
Vorlage: AT/028/2020

13. Informationsvorlagen und Berichte
14. Sonstiges

Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca), 25.09.2020

Altekrüger
Landrat

Amtliche Bekanntmachung

Die Sitzung des Kreistages des Landkreises Spree-Neiße/Wokrejs Sprjewja-Nysa findet am Mittwoch, dem 07.10.2020 um 15:00 Uhr in der Sporthalle des
OSZ I, Heinrich Heine-Str. 14 -16 in 03149 Forst (Lausitz)/Baršć (Łužyca) statt. Die Sitzung ist öffentlich.


